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Die Vorlage in Kürze

Sehr geehrte Stimmbürgerinnen und Stimm-
bürger

Stadtrat und Gemeinderat unterbreiten Ihnen 
das Kreditgesuch von 11,505 Millionen Franken 
als Anteil der Stadt Frauenfeld für die Realisie-
rung des Projekts „F21 - Entlastung Stadtzen-
trum“. Das Stadtzentrum kann sich dadurch 
lebhaft entwickeln. Frauenfeld im 21. Jahrhun-
dert, worauf die Bezeichnung „F21“ hinweist, 
wird nach der Realisierung des Projekts seine 
starke Position im Städtenetz der Schweiz wei-
ter ausbauen können. 

Im Vordergrund steht die Lösung der innerstäd-
tischen Verkehrsprobleme. Sie äussern sich in 
Staus, Lärm, Luftschadstoffen und Erschütte-
rungen und schränken die Lebensqualität der 
Bewohner deutlich ein. Mit dem Projekt „F21 – 
Entlastung Stadtzentrum“ wird mehr Raum für 
Fussgängerinnen und Fussgänger sowie für Ve-
lofahrerinnen und Velofahrer geschaffen. Eine 
neue, zentrumsnahe Entlastungsstrasse, die 
den Murgplatz-Kreisel an der Bahnhof strasse 
durch einen 570 Meter langen Tunnel mit der 
St. Gallerstrasse verbindet, wird einen we-
sentlichen Teil des Verkehrs übernehmen. Das 
ermöglicht ein Lastwagenfahrverbot im Stadt-
zentrum, eine Teilsperrung des Rathausplatzes, 
neue Verkehrs- und Tempo-Regimes sowie eine 
neue Gewichtung von Verkehrsachsen.

Das Projekt „F21 - Entlastung Stadtzentrum“ 
setzt einen Schlussstrich unter eine jahrzehnte-

lange Debatte. Es stützt sich auf die sorgfältige 
Arbeit von Behörden, Kommissionen und Fach-
leuten sowie auf zahlreiche schriftliche Reak-
tionen der Bevölkerung im Rahmen der öffent-
lichen Vernehmlassung.

Die Volksabstimmung wurde im Mai 2004 um 
zwei Jahre verschoben, nachdem der Bund seine  
vorherige Zusage für seine Kostenbeteiligung 
zurückgezogen hatte. Kanton und Stadt bear-
beiteten das Projekt „F21 – Entlastung Stadt-
zentrum“ jedoch als Teil des Agglomerations-
programms weiter und reichten es neu ein. Mit 
Erfolg: Unter der Voraussetzung, dass die „F21“ 
bis 2008 im Bau steht, ist der Bund bereit, bis zu 
50 Prozent der anrechenbaren Kosten zu über-
nehmen. In der Liste der dringlichen Projekte 
im Infrastrukturfonds wurden 25 Mio. Franken 
als Kostenanteil freigegeben. Dies ist deutlich 
mehr als die ursprüngliche Kostenzusage.

Die Gesamtkosten für das Projekt belaufen sich 
auf 54,2 Millionen Franken. Die Stadt Frauen-
feld hat daran 11,505 Millionen Franken beizu-
tragen. Den Rest teilen sich Bund (25 Millionen 
Franken) und Kanton (17,695 Millionen Fran-
ken) auf.

Die Stadt Frauenfeld ist in der Lage, diese In-
vestition ohne Steuererhöhung und ohne Auf-
schieben anderer Vorhaben zu tätigen. Die Bau-
kosten sind im Finanzplan berück sichtigt.
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Die Situation heute

Das Stadtzentrum von Frauenfeld leidet unter den 
Folgen des Verkehrs: Lärm, Luftschadstoffe und Er-
schütterungen plagen die Bevölkerung. Seit drei 
Jahrzehnten wird in Frauenfeld darüber diskutiert, 
wie die Folgen der zunehmenden Mobilität gemil-
dert werden können. Das Stadtzentrum soll nicht im 
Verkehr ersticken.

Hohe Verkehrsbelastung im Stadtzentrum

Die Verkehrszahlen belegen, wie stark der motorisier-
te Verkehr das Stadtzentrum belastet. Pro Tag rollen 
bis zu 25‘000 Fahrzeuge über den Rathausplatz. Ge-
mäss Verkehrszählung 2003 sind es allein während 
der Hauptverkehrszeit zwischen 17.30 und 18.30 
Uhr rund 1‘900 Fahrzeuge. Der verkehrsreichste 
Wochentag ist der Freitag, der verkehrsschwächste 
der Sonntag mit 13‘300 Fahrzeugen.

Rund 19‘000 Fahrzeuge passieren im Tagesdurch-
schnitt den Rathausplatz, 12‘000 Fahrzeuge die Vor-

stadt, und 11‘500 Fahrzeugbewegungen werden 
auf der Zürcherstrasse zwischen Kreuzplatz und dem 
Kreisel am Rathausplatz gezählt. Immer noch 9’000 
Fahrzeuge zählt man auf der Rheinstrasse im Stadt-
zentrum.

Morgens, mittags und am späteren Nachmittag 
staut sich im Stadtzentrum der Verkehr: entlang der 
Promenadenstrasse, auf der St. Gallerstrasse, vom 
Kreuzplatz her sowie auf der Rheinstrasse. Der gra-
vierendste Engpass ist der Rathausplatz. Auslöser 
für die Staus bleibt der stetig zunehmende Ziel- und 
Quellverkehr der Stadt Frauenfeld, d.h. rund 60 Pro-
zent der Verkehrsbelastung im Stadtzentrum sind 
„hausgemacht“, der Rest ist Transitverkehr.

Der Verkehr ist in Frauenfeld zu einer grossen Be-
lastung geworden. Die Staus und der zunehmende 
Schleichverkehr durch die Quartiere sind für viele 
Bewohnerinnen und Bewohner inakzeptabel. Lärm, 
Luftschadstoffe, Erschütterungen und die vermin-
derte Sicherheit für Kinder, Ältere, Fussgänger und 
Velofahrer geben immer öfter Anlass zu Kritik.



5

Der Weg zum Projekt „F21 - Entlastung Stadtzentrum“

Die Lebensqualität im Stadtzentrum muss besser 
werden. Darum muss es vom Verkehr und insbeson-
dere von den Lastwagen entlastet werden. Darüber 
wird in Frauenfeld seit Jahrzehnten diskutiert.

Verkehrsrichtpläne

Der erste Verkehrsrichtplan der Stadt Frauenfeld 
wurde im Jahr 1970, der zweite im Jahr 1978 und 
der letzte, bis heute gültige im Jahr 1991 in Kraft 
gesetzt. Alle Verkehrsplanungen hatten als Ziele ge-
meinsam:

• die Aufhebung des Bahnübergangs Rheinstrasse 
und

• die Entlastung des Stadtzentrums vom Verkehr, 
insbesondere vom Schwerverkehr.

Mit dem Projekt „Bahnhof 2000“ konnte der Bahn-
übergang Rheinstrasse aufgehoben werden. Die 
Entlastung des Stadtzentrums vom Verkehr und ins-
besondere von den Lastwagen ist das Ziel des Projek-
tes „F21 – Entlastung Stadtzentrum“. Ein Grossteil 
des Verkehrs im Stadtzentrum wird auf eine zen-
trumsnahe Entlastungsstrasse verlagert, die direkte 
Durchfahrt über den Rathausplatz für den motori-
sierten Individualverkehr wird verunmöglicht und 
ein über das Stadtzentrum hinausgehendes Lastwa-
gen-Fahrverbot erlassen. Weniger Verkehr und eine 
erweiterte Tempo-30-Zone schaffen mehr Sicherheit 
für Fussgängerinnen und Fussgänger sowie für Velo-
fahrerinnen und Velofahrer. Die Erreichbarkeit der 
Innenstadt mit dem Auto, zu Fuss, mit dem Velo und 
dem öffentlichen Verkehr bleibt erhalten.

Der Verkehrsrichtplan 1991 wurde vom Stadtrat dem 
nun konkret vorliegenden Projekt formell angepasst 
und aktualisiert. Es betraf dies vor allem die neue 
Linienführung, die verkehrslenkenden Massnahmen 
sowie Massnahmen zur Sicherung und Ergänzung 
des Fuss- und Radwegnetzes.

Das Projekt „F21 – Entlastung Stadtzentrum“ zieht 
einen vorläufi gen Schlussstrich unter eine lange Ge-
schichte im Zeichen von Verkehrsrichtplänen. Dabei 
konnten folgende Vorhaben nicht realisiert werden:

1970: Umfahrungsvarianten Häberlin-, Talacker-, 
Reutenen-, Ringstrasse und Ostumfahrung.

1978: Umfahrungsvarianten Häberlin-, Murgufer-
strasse, neuer Murgübergang Bleiche, Durch-
stich Ring-/ Zeughausstrasse, Südumfahrung 
und Breitenstrasse.

1997: Verlängerung der Breitenstrasse bis zur 
Thurstrasse

 
Realisierungsprogramm Stadtentwicklung

Der Stadtrat hat im Dezember 2002 den Auftrag für 
ein „Realisierungsprogramm Stadtentwicklung“ er-
teilt. Dieses setzt einen ganzheitlichen Rahmen für 
die künftige soziale, wirtschaftliche, gesellschaft liche 
und infrastrukturelle Entwicklung der Stadt. Das Pro-
gramm ist ein Gemeinschaftswerk der Stadt, der 
Regio nalplanungsgruppe Frauenfeld, des Kantons, 
des Bundes und der Schulen. Das Programm steht 
auch in direkter Beziehung zum Projekt „F21 – Ent-
lastung Stadtzentrum“, indem wichtige Pro jekte im 
Stadtzentrum von der Realisierung der „F21“ ab-
hängig sind.

Agglomerationsprogramm Frauenfeld

Noch bevor der Bund seine neuen Vorstellungen 
über die Bedingungen zur Finanzierung von Infra-
strukturvorhaben defi niert hatte, nahm die Regio-
nalplanungsgruppe (RPG) Frauenfeld das Thema 
auf. Das im Oktober 2005 von der RPG in Auftrag 
gegebene Agglomerationsprogramm Frauenfeld 
bezweckt die Abstimmung von Siedlung und Ver-
kehr und fordert eine konsequente Abstimmung 
der Verkehrsentwicklung auf die Siedlungs- und 
Wirtschaftsstruk turen. Vom Projekt „F21 – Entlas-
tung Stadtzen trum“ erwartet das Agglomerations-
programm eine Aufwertung des Stadtzentrums als 
Folge einer deutlichen Entlastung vom Verkehr, ins-
besondere vom Schwerverkehr.

Zusätzlich will das Programm die Region Frauen-
feld besser an das Zürcher S-Bahn-Netz anbinden 
und den heutigen Stundentakt zum Halbstunden-
takt zu verdichten. Ausserdem wird längerfristig die 
Machbarkeit von zusätzlichen S-Bahn-Haltestellen 
im Westen und Osten von Frauenfeld ins Auge ge-
fasst. Die Fahrpläne der Buslinien werden verdichtet, 
Angebote der kombinierten Mobilität (Park & Ride) 
geför dert und die Fuss- und Radwege von Frauen-
feld ausgebaut.

Infrastrukturfonds des Bundes

Der Bundesrat hat am 2. Dezember 2005 die Bot-
schaft über den Infrastrukturfonds für den Agglome-
rationsverkehr und das Nationalstrassennetz (Infra-
strukturfonds) verabschiedet. Der Kanton Thurgau 
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Der Weg zum Projekt „F21 - Entlastung Stadtzentrum“

hat, gestützt auf das Agglomerationsprogramm, 
die „F21 - Entlastung Stadtzentrum“ als baureifes 
Projekt gemeldet. Die Landesregierung sieht beim 
Projekt die Kriterien „Dringlichkeit, Baureife und opti-
males Kosten-Nutzen-Verhältnis“ als erfüllt. Unter 
der Voraussetzung, dass die F21 bis zum Jahr 2008 
im Bau steht, ist der Bund bereit, 50% der Gesamt-
baukosten zu tragen. In der Liste der dringenden 
Projekte wurden 25 Mio. Franken als Kostenanteil 
aufgenommen. Inzwischen hat das eidgenössische 
Parlament der Botschaft zugestimmt. Damit wurden 
deutlich mehr Bundesgelder gesprochen als beim 
vormaligen Projekt.

Verkehrskonzept Ost des Stadtrates

Das Verkehrskonzept Ost des Stadtrates ist nicht 
Gegenstand der Abstimmung über das Projekt „F21 
– Entlastung Stadtzentrum“. Es steht aber in einem 
direkten Zusammenhang, indem es eine stark be-
lastete Verkehrsachse entlastet: die östliche Zürcher-
strasse zwischen Tower-Kreisel und Lindenspitz so-
wie die Bahnhofstrasse zwischen Lindenspitz und 
Schweizerhof-Kreisel. Hier bilden sich zunehmend 
Staus, die auch die Stadtbusse und Postautos behin-
dern. Mit einem durchschnittlichen täglichen Ver-
kehr (DTV) von 24‘000 Fahrzeugen ist die östliche 
Zürcherstrasse die am stärksten belastete Kantons-
strasse im Thurgau.

Das Gebiet Frauenfeld Ost hat sich in den vergange-
nen Jahren rasant entwickelt. Es sind grosse Wohn-
überbauungen sowie Verkaufs- und Bürofl ächen 
entstanden bzw. noch immer im Entstehen. Auch in 
Zukunft ist mit der Ansiedlung von Geschäfts- und 
Wohnraum zu rechnen. Das Agglomerationspro-
gramm defi niert das Gebiet als „Standort für publi-
kumsintensive Einrichtungen“ und rechnet mit der 
Schaffung von zusätzlichen 8500 Quadratmetern 
Verkaufs- und Gewerbefl ächen. Die Zürcherstras-
se Ost wird vor diesem Hintergrund zunehmend zu 
einem  Engpass im Verkehrssystem der Stadt Frauen-
feld. Mit einem Ausbau des Öffentlichen Verkehrs 
allein lässt sich dies nicht vermeiden.

Darum will der Stadtrat die Langfeld- und die Brei-
tenstrasse zu einer Entlastungsachse ausbauen. Er 
sieht vor, die baulichen Massnahmen zeitlich paral-
lel zum und unabhängig vom Projekt „F21 – Ent-
lastung Stadtzentrum“ in Etappen zu realisieren. Im 
Jahr 2007 wird die gefährliche Kreuzung Langdorf-
strasse/Langfeldstrasse durch einen Kreisel ent-
schärft. Im Zusammenhang mit der notwendigen 
Sanierung der Murgbrücke Zeughausstrasse wird 
der Bau eines  Kreisels Militärstrasse/Zeughausstrasse 
geprüft. Eine weitere Option ist eine zusätzliche Ver-
bindung entlang der A7 zwischen der Militärstrasse 
und der Thurstrasse. Langfristig ist auch eine allfäl-
lige Verlängerung der Waffenplatzstrasse nördlich 
der A7 bis zur Oststrasse denkbar.
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Der Weg zum Projekt „F21 - Entlastung Stadtzentrum“

 Im Zentrum des Verkehrskonzeptes Ost steht der Ausbau der Langfeld- und der Breitenstrasse zu einer Entlas-
tungsachse. 

Durch diese Ausbauschritte wird die Zürcherstrasse 
Ost deutlich entlastet. Fachleute rechnen gemäss 
Verkehrsmodell mit einer Verringerung des Verkehrs 
auf der Zürcherstrasse Ost in der Abendspitzen-
stunde von 2‘350 auf 1‘930 Fahrzeuge (Basis Ver-
kehrszählung im Jahr 2003), was annähernd ein 
Fünftel weniger  Verkehr bedeutet. Die Eisenwerk-
strasse wird durch diese Ausbauschritte nicht zusätz-
lich belastet.

Sobald das Projekt „F21 - Entlastung Stadtzentrum“ 
sowie das Verkehrskonzept Ost realisiert sind, wird 
der Stadtrat die Wiedereröffnung des Lindenspitzes 
prüfen. Damit könnte der Verkehr wie früher auf 

der Zürcherstrasse und nicht mehr via Bahnhof- und 
Erchingerstrasse stadteinwärts geführt werden.

LINK-Umfrage

Die im Herbst 2005 durchgeführte Bevölkerungs-
umfrage des LINK-Institutes hat ergeben, dass der 
Verkehr das meist genannte Problem in Frauenfeld 
ist. 55 Prozent der Bevölkerung erachten die Situa tion 
als „schlimm“. 40 Prozent stören sich an den Staus 
im Stadtzentrum. Weitere 37 Prozent kriti sieren, dass 
es „allgemein zuviel Verkehr“ habe. Für 13 Prozent 
sind die „fehlenden Umfahrungsmöglichkeiten“ ein 
grosses Problem, und 11 Prozent der Befragten kriti-
sieren die „schlechte Verkehrsplanung“.
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Regio-Umfrage

Die Regionalplanungsgruppe Frauenfeld hat im 
Februar  2006 das Agglomerationsprogramm der 
„Regio Frauenfeld“ öffentlich bekannt gemacht. 
Damit  verband sie eine Meinungsumfrage zu zen-
tralen Punkten des Agglomerationsprogramms. 
75 Prozent der Befragten äusserten, dass die „F21 
– Entlastung Stadtzentrum“ (sowie die Durchfahrten 
durch Aadorf und Matzingen) „wichtig“ seien. Nur 
21 Prozent erachteten sie als „unnötig“. 

Volksabstimmung um zwei Jahre verschoben

Ursprünglich war die Abstimmung über die Vorlage 
im Jahr 2005 vorgesehen. Der Bund hatte im Mai 
2002 Beitragszahlungen in der Höhe von 29 Pro-

Der Weg zum Projekt „F21 - Entlastung Stadtzentrum“

zent zugesichert. Am 22. Dezember 2003 teilte der 
Bund dem Departement für Bau und Umwelt (DBU) 
des Kantons Thurgau mit, dass infolge der Spar  -
beschlüsse  des Parlaments die bisher zugesicherte 
Kosten beteiligung entfalle. Kanton und Stadt einig-
ten sich im Mai 2004 darauf, die Kreditvorlage für das 
Projekt erst dann aufzubereiten, wenn Klarheit über 
die fi nanzielle Beteiligung des Bundes besteht, und 
informierten die Bevölkerung, dass die Abstimmung 
„um sicher zwei Jahre“ verschoben werden müsse. 
Trotzdem wurde das Projekt nicht schubladisiert, 
sondern im Rahmen des Agglomerationsprogramms 
weiter bearbeitet und im Juli 2005 eingereicht. Das 
rasche Handeln und das ausgereifte Programm 
trugen  entscheidend dazu bei, dass der Bundesrat 
das Projekt „F21 – Entlastung Stadtzentrum“ in die 
Botschaft für den Infrastrukturfonds aufgenommen 
und ans Parlament weitergeleitet hat.
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Das Abstimmungsprojekt

„F21 - Entlastung Stadtzentrum“

Das Stadtzentrum vom Verkehr zu entlasten, ist das 
vordringliche Ziel des Projektes „F21“. Das bedeutet 
weniger Abgase, Lärm und Erschütterungen. Davon 

profi tieren das Gewerbe, die zusehends unter Druck 
geratenen Ladengeschäfte, die Gastronomie und die 
Anbieter von Dienstleistungen. Die entstehenden 
Freiräume erlauben neue Aktivitäten, wie Events, 
Märkte und Strassengastronomie.

Übersicht über das Gesamtprojekt „F21 – Entlastung Stadtzentrum“
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Vorteile überwiegen deutlich

Nutzen

Die Neugestaltung des Rathausplatzes schafft im 
Stadtkern eine verkehrsberuhigte Zone. Durch die 
Sperrung für den Verkehr wird der Platz täglich im 
Durchschnitt um 17‘500 Fahrzeuge oder um 94% 
entlastet. Diese Fahrzeuge werden auf andere Ver-
kehrsachsen, insbesondere auf die Umfahrungs-
strasse, gelenkt.

Das bringt folgenden Nutzen:

• die Aufwertung des Stadtzentrums zu einem 
attrak   tiven Arbeits-, Wohn-, Geschäfts- und Le-
bens raum;

• die Entlastung des Stadtzentrums vom Verkehr, 
insbesondere von den Lastwagen;

• weniger Abgase, Lärm und Erschütterungen;

• mehr Sicherheit für Fussgängerinnen und Fuss-
gänger sowie für Velofahrerinnen und Velofahrer;
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• keine Staus mehr in der Innenstadt; 

• die Erhaltung des Parkplatzangebots in der Innen-
stadt;

• mehr Fahrplansicherheit für den Stadtbus und die 
FW-Bahn;

• die Schaffung einer neuen und leistungsfähigen 
Hauptachse für den Verkehr.

Ein generelles Fahrverbot im Stadtzentrum ist nicht 
beabsichtigt, weil es für die Inhaber der Ladenge-
schäfte nicht verkraftbar wäre bzw. die aktuelle, auf 
ein breiteres Publikum ausgerichtete Angebotsstruk-
tur in Frage stellen würde. Dies bestätigt Dr. Hans 
Naef von der Gesellschaft für Standortanalysen und 
Planungen AG, Zürich, der den Stadtrat in Fragen 
der Innenstadtentwicklung seit Jahren berät. Nach 
seiner Beurteilung ist der Innenstadtbereich für ein 
verkehrsfreies Stadtzentrum zu klein. Ein einge-
schränkter Zugang zu den Ladengeschäften, wie 
im Projekt F 21 vorgesehen, ist für die Existenz der 
Laden geschäfte lebensnotwendig. Ein generelles 

Fahrverbot würde dazu führen, dass das Stadtzen-
trum für Einkäufe noch mehr gemieden würde, als 
dies heute schon der Fall ist. Die Zürcherstrasse und 
die Freie Strasse lassen sich nicht mit der verkehrs-
freien Marktgasse in Winterthur vergleichen. Dort 
ist das Stadtzentrum gross genug, so dass sich eine 
„Flaniermeile“ mit vielfältigen Einkaufsmöglichkei-
ten etablieren konnte.

Wenn nach der Inbetriebnahme des neuen Verkehrs-
regimes und der Entlastungsstrasse an einzelnen Ver-
kehrsknoten die Einfahrt für den Stadtbus erschwert 
werden sollte oder der heutige Taktfahrplan nicht 
mehr eingehalten werden kann, werden zu Lasten 
des Projekts Massnahmen zur Busbevorzugung ein-
geführt.

Entlastungswirkungen

Auf wichtigen Hauptachsen sind mit der Entlas-
tungsstrasse „F21“ und dem Verkehrskonzept Ost 
folgende Verkehrsverlagerungen zu erwarten (An-
gaben: Durchschnittlicher Tagesverkehr DTV):

Das Abstimmungsprojekt

Ein Jahr und fünf Jahre nach der Inbetriebnahme 
der Entlastungsstrasse und der fl ankierenden Mass-
nahmen ist die Einhaltung der Verkehrsabnahmen 
auf dem innerstädtischen Strassennetz mit Ver-
kehrszählungen zu überprüfen. Sollten erhebliche 

Abweichungen der Verkehrszahlen gegenüber der 
Verkehrsmodellberechnung Widmer auftreten, sind 
entsprechende Korrekturmassnahmen zu ergreifen 
unter Berücksichtigung der aktuellen Situation, wie 
Verkehrswachstum, Fremdeinwirkungen usw.

Strassenabschnitt Verkehr heute Belastung Entlastung Neu

Entlastungsstrasse / Tunnel „F21“
(Murgplatz bei der Rebstrasse bis 
St. Gallerstrasse)   0  +18‘500  18‘500

Rathausplatz 18‘500  -17‘500   1‘000

Promenadenstrasse 11‘500   -9‘500   2‘000

Vorstadt   9‘500   -5‘500   4‘000

Zürcherstrasse westlich Postplatz   11’500   -7‘000   4‘500

Rheinstrasse nördlich Postplatz   9‘000   -4‘500   4‘500

Bahnhofstrasse westlich Murgplatz   6‘500    +7‘000  13‘500

Breitenstrasse / Militärstrasse 2‘000 +6‘000    8’000

Zürcherstrasse Ost 23‘500    -5‘500 18’000

(Quelle: Verkehrsmodellberechnung, Büro Widmer, Beratende Ingenieure, Frauenfeld)
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Der unterirdische Kreisel beim Bahnhof weist aus-
reichende Kapazitäten zur Übernahme des zusätz-
lichen Verkehrs auf. Staus infolge Überlastung der 
Einfahrt ins Einkaufszentrum „Passage“ können mit 
baulichen Anpassungen verhindert werden.

Erkannte Nachteile und Lösungen

Bei allem Nutzen, den das Projekt bringt, darf nicht 
verschwiegen werden, dass es in einigen Bereichen 
auch Nachteile hat. So werden die Anwohner der 
Bahnhofstrasse stärker vom Verkehr belastet, der 
Bau einer Strasse bedeutet einen Eingriff in das be-
stehende Landschaftsbild, und der ökologisch sen-
sible Murgraum wird tangiert.

Unter Abwägung aller Vor- und Nachteile sind Stadt-
rat und Gemeinderat überzeugt, dass das Projekt 
„F21 – Entlastung Stadtzentrum“ den Menschen 
und der Umwelt deutlich mehr Nutzen als Nachteile 
bringt. Allfällige Beeinträchtigungen werden durch 
wirksame Massnahmen gemildert:
 
• Bahnhofstrasse: Lärmschutzmassnahmen für die 

Liegenschaften sowie sichere Fussgänger-Über-
gange vermindern negative Folgen des Mehrver-
kehrs.

• Grünräume: Eine aus Fachleuten zusammenge-
setzte Begleitgruppe sorgt für eine möglichst 
gute Einbettung in die Landschaft und eine um-
weltfreundliche Lösung im Bereich Badiwiese-Kö-
nigswuhr sowie bei den Tunnelportalen und beim 
Brücke n- Anschluss.

• Umwegfahrten über die Entlastungsstrasse: Dass 
die zentrumsnahe Entlastungsstrasse zu längeren 
Fahrstrecken führt, ist nicht auszuschliessen. Der 
Vorteil, dass Staus im Stadtzentrum wegfallen, 
überwiegt jedoch den Nachteil allfälliger Umweg-
fahrten bei weitem.

Begleitgruppen

Mit der Berücksichtigung von Umwelt- und ästhe-
tischen Aspekten bei wichtigen baulichen Details 
sind zwei Begleitgruppen beauftragt worden.

Das Abstimmungsprojekt

Die Begleitgruppe „Landschaft“ bearbeitet den An-
schluss der Entlastungsstrasse an die St. Galler strasse 
sowie die Gestaltung der Landschaft im Bereich  Badi-
wiese-Königswuhr und beim Tunnelportal Süd. Die 
Begleitgruppe „Bahnhofstrasse-West“ behandelt 
den Anschluss und das Tunnelportal der Entlastungs-
strasse im Bereich Rebstrasse sowie die Lärmschutz-
massnahmen entlang der Bahnhof strasse. Den 
Gruppen gehören neun Fachpersonen aus kanto-
nalen und städtischen Amtsstellen sowie aus einem 
Planungsbüro, einem Architektur- und einem Land-
schaftsarchitekturbüro an.

Fachleute des Kantons treffen aufgrund sorgfäl tiger 
Analysen (Baumschutzberichte u.a.) Massnahmen 
zum Schutz von Bäumen, Hecken und Pfl anzen 
entlang der Strassen und Plätze. Muss dennoch ein 
Baum gefällt werden, wird er nach Bauvollendung 
im Bereich des alten Standorts neu gepfl anzt.

Umweltverträglichkeitsprüfung

Das Projekt wird einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVP) unterzogen. Mit dieser wird im Rahmen 
des Bewilligungsverfahrens sichergestellt, dass die 
geplanten Massnahmen die gesetzlichen Umwelt-
vorschriften einhalten. Die UVP ist kein selbständiges 
Verfahren und wird zusammen mit dem Detailpro-
jekt aufgelegt. Eine positive UVP ist Voraussetzung 
für eine Bewilligung.

Die UVP umfasst insbesondere:

– die Einhaltung des Umweltschutzgesetzes insbe-
sondere in Bezug auf Lärm und Lärmschutz;

– die Einhaltung der Immissionsprognosen im Rah-
men des Kantonalen Massnahmenplans Luft;

– die Einhaltung der Bestimmungen des Natur- und 
Heimatschutzgesetzes (NHG) und des Generellen 
Entwässerungs-Plans (GEP);

– die Anhörung des Bundesamts für Umwelt (BAFU) 
in Fragen der Waldrodung;

– die Einhaltung des Bundesgesetzes über die 
Fischerei .
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Coop

Murgplatz-Kreisel

St.Gallerstrasse

   TUNNEL 

Bahnhofstrasse

Die zentrumsnahe, grösstenteils unterirdisch geführte Entlastungsstrasse löst die Verkehrsprobleme im Stadt-
zentrum. 

Das Abstimmungsprojekt

Die Kosten für den Bau der Entlastungsstrasse 
machen  den Hauptanteil an der Gesamtinvestition 
aus. Sie sind auch deutlich höher als jene für die 
Verkehrslenkungs- und Beruhigungsmassnahmen. 
Stadtrat und Gemeinderat betonen jedoch, dass es 
sich bei der „F21- Entlastung Stadtzentrum“ um 
ein Gesamtkonzept handelt. Es umfasst die Verwirk-
lichung sämtlicher aufgeführten Massnahmen und 
schliesst die Realisierung einzelner, vom Gesamten 
losgelöster Projektteile aus.

Die zentrumsnahe Entlastungsstrasse schliesst an 
das Projekt „Bahnhof 2000“ an und übernimmt 
als Hauptstrassenverbindung den Verkehr, insbeson-
dere den Schwerverkehr, Richtung Nord-Süd. Das 
neue Strassenstück verbindet den Murgplatz-Kreisel 
an der Bahnhofstrasse mit der St. Gallerstrasse. Vom 
Murgplatz bis zur Hinteren Badiwiese verläuft die 
Strasse unterirdisch in einem rund 570 Meter langen 
Tunnel, der im Tagbau erstellt wird und während der 
Bauzeit keine nennenswerten innerstädtischen Ver-
kehrsbehinderungen zur Folge haben wird.

Zentrumsnahe Entlastungsstrasse

Neben zwei Studien aus dem Jahr 1994 wurden 
insgesamt acht Varianten sowie eine Unter variante 
für die Linienführung einer Entlastungsstrasse unter-
sucht. Die Lösungsvorschläge für die Linienführung 
und insbesondere die Einmündung in bestehende 
Verkehrsachsen wurden an Ort und Stelle beurteilt 
und im Bericht „Der Weg zum Konzept F21“ festge-
halten. Alle Untersuchungen führten zum Ergebnis, 

dass es ohne Entlastungsstrasse nicht möglich ist, 
den Verkehr aus dem Stadtzentrum hinaus zu ver-
lagern. Erhebungen bestätigen nämlich, dass zwei 
Drittel des Verkehrsaufkommens im Stadtzentrum 
hausgemachter Ziel- und Quellverkehr ist. Aus die-
sem Grund ist eine zentrumsnahe Linienführung 
der Entlastungsstrasse zwingend; mit einer weiträu-
migen Umfahrung kann die nötige Entlastung nicht 
erreicht werden.
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Anschluss Nord

Murgplatz-Kreisel mit Rebstrasse; Fotomontage

Das Abstimmungsprojekt

Anschluss St. Gallerstrasse, ohne Brücke Anschluss St. Gallerstrasse, mit Brücke

Blick in Richtung Walzmühle, heutiger Zustand Blick in Richtung Walzmühle, Fotomontage

Die Strasse überquert die Murg auf einer Brücke und mündet rund 150 Meter vom Königswuhr entfernt in 
die St. Gallerstrasse ein. Die beiden Anschlüsse Nord und Süd bilden Kreisel mit einem Durchmesser von 30 
Metern.

Die unterirdisch geführte Strassenanlage ist mit einer Fahrbahnbreite von 7.50 Metern und beidseits einem 
Unterhaltsbankett von je 1.50 Meter Breite ausgestattet. Die Durchfahrtshöhe beträgt 4.80 Meter.

(Fotos und Fotomontagen: Zur besseren Anschaulichkeit wurde die Vogelperspektive gewählt. Ebenerdig sind die Projektdetails nicht 
in dieser Detaillierung darstellbar.)
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Anschluss St. Gallerstrasse, ohne Brücke Anschluss St. Gallerstrasse, mit Brücke

Blick in Richtung Stadt, heutiger Zustand Blick in Richtung Stadt, Fotomontage

Das Abstimmungsprojekt

Das Königswuhr und der Steg über die Murg bleiben durch die Brücke und den Anschluss an die St. Galler-
strasse unberührt. Der Wanderweg zum Königswuhr und der Steg bleiben in ihrer heutigen Art erhalten. Die 
Brücke überspannt die Hintere Badiwiese, was weiterhin den freien Blick durchs Gelände erlaubt.

Verkehrslenkende und bauliche Massnahmen

Neues Verkehrsregime für den Kernbereich des Stadt-
zentrums

Die Entlastung und Aufwertung des Stadtzentrums 

wird mit einem grundlegend neuen Verkehrsregime 
erreicht. Es erlaubt eine fussgänger- und velofreund-
liche Gestaltung der Strassenräume vom Postkreisel 
bis zum Holdertor sowie im Bereich der Zürcher- und 
Freie Strasse.

Neues Verkehrsregime Altstadt

Der Altstadtkern wird verkehrsberuhigt.
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Das Abstimmungsprojekt

Das gesamte Stadtzentrum wird mit einem Lastwa-
genfahrverbot (Ausnahme: Zubringerdienst) belegt. 
Die Durchfahrt beim Rathausplatz ist nicht mehr 
möglich, und der Altstadtkern wird ver kehrs be   ru higt . 
Die Zufahrt ins Zentrum wird für den motorisierten 
Verkehr erschwert. Jeder Punkt in der Altstadt kann 
aber wie bisher mit dem Auto erreicht werden. Es 
gilt grundsätzlich Tempo 30. Auf der Zürcherstrasse 
zwischen der katholischen Kirche und dem Sämanns-
brunnen, der Mittelgasse sowie der Kirchgasse wird 
eine Begegnungszone mit Tempo 20 und Fuss-
gängervortritt geschaffen. Diese Begegnungs zone 
soll mittelfristig auf die Freie Strasse ausgeweitet 

werden . Die bestehenden Parkierungsmöglichkeiten 
bleiben erhalten.

In der Zürcherstrasse zwischen der katholischen 
Kirche  und dem Sämannsbrunnen wird ein Nacht-
fahrverbot geprüft.

Der Rathausplatz bleibt für den Langsamverkehr 
(Fussgänger, Velos), insbesondere aber für den Öf-
fent lichen Verkehr und die Rettungsfahrzeuge ge-
öffnet. Die verkehrsberuhigten innerstädtischen 
Strassenabschnitte werden nach der Projektrealisie-
rung vom Kanton an die Stadt abgetreten.

Rathausplatz / Postplatz

Blick ab Rheinstrasse, bestehend Neugestaltung (Idee)

Die Neugestaltung des Rathausplatzes schafft im Stadtkern eine verkehrsberuhigte Zone. Durch die Teilsper-
rung des Rathausplatzes wird dieser im Durchschnitt um 17‘500 Fahrzeuge im Tag bzw. um 94% entlastet. 
Der Verkehr wird auf andere Verkehrsachsen, insbesondere auf die Umfahrungsstrasse, verlagert. 

Blick in Richtung Hauptpostgebäude, bestehend Neugestaltung (Idee)
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Blick auf Kreisel Holdertor, bestehend Neugestaltung (Idee)

Das Abstimmungsprojekt

Im Bereich Promenadenstrasse zirkuliert der Verkehr in einer Richtung (Einbahn) auf der rechtsliegenden 
Achse  ab Holdertor-Kreisel in Richtung Vorstadt. Aus Richtung Osten führt der Verkehr ebenfalls in einer Rich-
tung (Einbahn) auf der bisherigen Promenadenstrasse zum Holdertor-Kreisel. 

Die Allee im Zentrum wird deutlich verbreitert. Für die dort entfallenden Parkplätze entstehen neue vor der 
Kantonsbibliothek sowie linksseitig in Fahrtrichtung auf der Promenadenstrasse. Auch in diesem Bereich 
gelten  Tempo 30 und das Lastwagenfahrverbot.

Promenadenstrasse: neues Verkehrsregime für den motorisierten Verkehr und Fussgänger

Blick ab Regierungsgebäude, bestehend Neugestaltung (Idee)
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Das Abstimmungsprojekt

Der Verkehr im Bereich Promenadenstrasse zirkuliert auf einem Einbahn-Ring.

Regierungsgebäude

Blick ab Zürcherstrasse, bestehend Neugestaltung (Idee)

Die Entlastung des Stadtzentrums vom Verkehr schafft auch Raum vor dem Regierungsgebäude, wo bauliche 
Anpassungen mehr Fläche für Fussgänger zulassen.
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Das Abstimmungsprojekt

Erchingerhof

Blick ab Vorstadt, bestehend Neugestaltung (Idee)

Das Teilstück Zürcherstrasse zwischen der Ring- und der Erchingerstrasse soll zu einem attraktiven Platz aufge-
wertet werden, der gleichzeitig der Verkehrsberuhigung und der Sicherung der Fussgängerübergänge dient. 

Ringstrasse

bestehend Neugestaltung (Idee)

Die Ringstrasse bleibt als Gegenverkehrsstrasse mit Tempo 50 bestehen. Durch verkehrsberuhigende Mass-
nahmen in den Fussgängerbereichen Algisserstrasse, Kantonsschule, Speicherstrasse und Staubeggstrasse 
wird sie für den Schleichverkehr unattraktiv. Die derzeitige Belastung von 6500 Fahrzeugen pro Tag soll künf-
tig nicht überschritten werden. Das Lastwagen-Fahrverbot gilt auch für die Ringstrasse.
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Chappenzipfel

Blick Richtung Ringstrasse, bestehend Neugestaltung (Idee)

Das Abstimmungsprojekt

Der Kreisel „Chappenzipfel“ wird an die neue Führung der Hauptverkehrsströme über die Thundorfer- und 
die Markstrasse angepasst.

Zürcherstrasse beim Schlosspark

Blick aus Richtung Kreuzplatz, bestehend Neugestaltung (Idee)

Die Entlastungstrasse bringt deutlich weniger Verkehr auf die Zürcherstrasse. Das schafft mehr Platz für Fuss-
gänger und Velofahrer und eröffnet bessere Fusswegverbindungen zwischen Schlosspark und Bahnhof.
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Das Abstimmungsprojekt

Am Kreuzplatz staut sich häufi g der Verkehr. Da auf der Zürcherstrasse mit deutlich weniger Verkehr zu rech-
nen ist, wird eine Lösung mittels Kleinkreisel möglich.

Kreuzplatz-Kreisel

Blick in Richtung Westen, bestehend Neugestaltung (Idee)

Weitere verkehrslenkende und bauliche Massnah-
men

• Reutenenstrasse: Um zu vermeiden, dass die Reu-
tenenstrasse als Schleichweg benutzt wird, gilt 
auch hier Tempo 30. Zusätzlich werden die Fuss-
gänger-Übergänge beim Stadtgartenweg sowie 
rund 100 Meter westlich der Thundorferstrasse 
mit baulichen Massnahmen gesichert. 

• Schlossmühlestrasse: Die Zufahrt zum Coop-
Schlosspark und zur „Badi“ von der St. Galler-
strasse her soll weiterhin möglich bleiben. Für die 
Schlossmühlestrasse entlang der Murg wird ein 
Fahrverbot erlassen. Zubringerdienst sowie Velo- 
und Mofaverkehr bleiben gestattet.

• Kreisel Laubgasse: An der Kreuzung Bahnhof-
strasse/Laubgasse wird ein Kreisel erstellt. Da die 
Bahnhofstrasse mehr Verkehr erhalten wird, wird 

beim Schulhaus Ergaten ein zusätzlicher, durch 
eine Fussgängerinsel abgesicherter Übergang für 
die Schüler erstellt. Zwischen den neuen Kreiseln 
Murgplatz und Laubgasse wird der Strassenquer-
schnitt verbreitert, was Radstreifen ermöglicht. Im 
Bereich Laubgasse bis Talbachplatz wird der Velo-
verkehr beidseitig auf den Trottoirs geführt, um 
eine Trennung vom motorisierten Verkehr zu er-
reichen.

• Lärmschutz: Entlang der gesamten Bahnhof  strasse  
sind verschiedene Lärmschutzmass nahmen nötig. 
Diese können in Lärmdämmungen an den Ge-
bäuden (Fenster, Balkone, Isolationen usw.) sowie 
in Lärmschutzwänden bestehen. Wo solche not-
wendig sind, bevorzugt der Stadtrat bewachsene 
und begrünte Lärmschutzwände. Der Stadtrat 
wird deren Form und Umfang mit den einzelnen 
Grundeigentümern persönlich besprechen und 
vereinbaren.
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Projektvorbereitung Fr.   2‘800‘000.--

Werkleitungen und Abbrüche Fr.   3‘100‘000.--

Entlastungsstrasse, Lärmschutz Fr.   8‘650‘000.--

Brücke und Tunnel Fr. 29‘400‘000.--

Platzgestaltungen, Stadtzentrum, Ausstattung, Landerwerb Fr.   5‘900‘000.--

Projektierung, Bauleitung Fr.   4‘350‘000.--

Total Fr. 54‘200‘000.--

Kostenaufteilung

Bundesbeteiligung gemäss Botschaft Infrastrukturfonds Fr. 25‘000‘000.--

Kanton Thurgau über Spezialfi nanzierung (60,6% vom Restbetrag) Fr. 17‘695‘000.--

Stadt Frauenfeld Fr. 11‘505‘000.--

(gemäss Gesetz über Strassen und Wege; 39,4% vom Restbetrag)

Kosten und Finanzierung

Städtische Finanzplanung und Mittelherkunft

Die Realisierung des Projekts „F21 - Entlastung Stadt-
zentrum“ dauert voraussichtlich drei bis vier Jahre. 
Es ist also mit jährlichen Investitionsraten von ca. 3 
bis 4 Millionen Franken zu rechnen. Diese Beträge 
sind in der mittelfristigen städtischen Finanzplanung 
bereits berücksichtigt, so dass keine Steuererhöhung 
als Folge des Projekts nötig sein wird.

Aufteilung Kanton Thurgau und Stadt Frauen-
feld

Das Projekt „F21 - Entlastung Stadtzentrum“ wird 
gemeinsam durch den Kanton Thurgau und die 
Stadt Frauenfeld realisiert. Die vorliegende Lösung 
ist durch die Fachleute und Behörden von Kanton 
und Stadt erarbeitet worden. Die Projektleitung 

obliegt  dem Kanton. Die Stadt wirkt operativ mit in 
der Ausführung und ist im Bereich Kommunikation 
federführend. 

Die Kosten auf der Basis des Baupreisindexes (BPi = 
119,8 Punkte) vom April 2006 inklusive 7.6 Prozent 
Mehrwertsteuer belaufen sich auf 54,2 Mio. Fran-
ken . Sie setzen sich zusammen aus:

Die Bundesbeiträge aus dem Infrastrukturfonds 
stammen aus zweckgebundenen Erträgen der Mine-
ralölsteuer sowie aus der Autobahnvignette. Natio-
nal- und Ständerat haben dem Infrastrukturfonds zu-
gestimmt. Der Anteil des Kantons Thurgau stammt 
zum grössten Teil aus der Strassenverkehrssteuer 
und zu einem kleineren Teil aus der Mineralölsteuer 
sowie aus der leistungsabhängigen Schwerverkehrs-
abgabe (LSVA). Der Kantonsrat hat den Kostenanteil 
mit dem Voranschlag für das Jahr 2007 genehmigt.
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So geht es weiter

Die „F21 – Entlastung Stadtzentrum“ soll in folgen-
den Schritten realisiert werden:

Volksabstimmung: Am 11. März 2007 entscheiden 
Sie, sehr geehrte Stimmbürgerinnen und Stimmbür-
ger, ob das Projekt „F21 - Entlastung Stadtzentrum“ 
ausgeführt werden soll. Stimmen Sie dem städti-
schen Anteil von 11,505 Millionen Franken zu, wer-
den die übrigen Beteiligten ihre bereits in Aussicht 
gestellten Anteile durch die zuständigen Behörden 
und Organe bestätigen.

Planaufl age: Wenn Sie der Kreditvorlage zustimmen, 
erfolgt umgehend die Planaufl age mit dem Um-

weltverträglichkeitsbericht und den Verkehrsanord-
nungen.

Da es sich um ein Gesamtkonzept handelt, wird das 
Projekt in einer gemeinsamen Publikation von Kan-
ton und Stadt als Ganzes, also mit allen Projektteilen, 
aufgelegt. Gleichzeitig erfolgt auch die Aufl age der 
Verkehrsanordnungen und des Umweltverträglich-
keitsberichts (UVB). Damit nicht einzelne Projektteile 
herausgebrochen werden können, wird in den UVB 
die Bestimmung aufgenommen, dass die Inbetrieb-
nahme der Entlastungsstrasse erst erfolgen darf, 
wenn alle für den Betrieb notwendigen verkehrslen-
kenden Massnahmen rechtskräftig bewilligt sind.

Bauablauf

Volksabstimmung Stadt Frauenfeld 11. März 2007

Öffentliche Planaufl age mit Umweltverträglichkeitsbericht April 2007 - Mai 2007

Abbrüche, Werkleitungen, Baugruben Juli 2008 - Januar 2009

Spatenstich  1. Juli 2008

Bauphase Entlastungsstrasse mit Tunnel Februar 2009 - März 2011

Bauphase Brücke über die Murg Juni 2008 - Juli 2009

Strassen: Kreisel St. Gallerstrasse Süd August 2009 - Dezember 2009

 Kreisel Laubgasse und Murgplatz/Rebstrasse März 2009 - Oktober 2009

Inbetriebnahme der Entlastungsstrasse mit Tunnel April 2011

Massnahmen Stadtzentrum; Strassen, Platzgestaltungen,

Verkehrsregimes März 2010 - November 2011
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Schlussbemerkungen und Antrag

Sehr geehrte Stimmbürgerinnen und Stimm-
bürger

Mit einem Ja zum Projekt „F21 - Entlastung 
Stadtzentrum“ ermöglichen Sie eine positive 
Stadtentwicklung. Damit die Lebensqualität im 
Stadtzentrum besser wird, muss es vom Ver-
kehr, insbesondere vom Schwerverkehr, ent-
lastet werden. Dieses Ziel erreichen wir nur mit 
einer zentrumsnahen Entlastungsstrasse. 

Das Projekt „F21 - Entlastung Stadtzentrum“ 
bringt uns:

• Aufwertung des Stadtzentrums zu einem 
attraktiven Arbeits-, Wohn-, Geschäfts- und 
Lebens raum;

• die Entlastung des Stadtzentrums vom Ver-
kehr, insbesondere von den Last wagen;

• weniger Abgase, Lärm und Erschütterungen;

• mehr Sicherheit für Fussgängerinnen und 
Fussgänger sowie für Velofahrerinnen und 
Velofahrer;

• keine Staus mehr in der Innenstadt; 

• die Erhaltung des Parkplatzangebots in der 
Innenstadt;

• mehr Fahrplansicherheit für den Stadtbus 
und die FW-Bahn;

• die Schaffung einer neuen und leistungs fähi-
gen Hauptachse für den Verkehr.

Die Stadt beteiligt sich am Projekt „F21 - Ent-
lastung Stadtzentrum“ mit einem Anteil von 
11,505 Millionen Franken. Die Investitionen 
verteilen sich auf die Jahre 2007 bis 2011. Die 
Kosten sind im Finanzplan der Stadt enthalten. 
Eine Steuererhöhung oder eine Rückstellung 
anderer wichtiger Projekte wegen der F21 ist 
weder vorgesehen noch notwendig.

Bei einer Ablehnung dieses Projekts würde die 
Entlastung des Stadtzentrums vom Verkehr für 
weitere Jahrzehnte hinausgeschoben. Wir müs-
sen unsere Verantwortung wahrnehmen und 
die Verkehrsprobleme heute lösen. Diese Auf-
gabe dürfen wir nicht an die nächste Genera-
tion delegieren.

Stadtrat und Gemeinderat beantragen Ihnen, 
sehr geehrte Stimmbürgerinnen und Stimm bür-
ger, der Vorlage zuzustimmen und den erfor-
derlichen Kredit von 11,505 Millionen Franken 
als Anteil der Stadt Frauenfeld für die Realisie-
rung des Projekts „F21 - Entlastung Stadtzent-
rum“ zu genehmigen. 

Frauenfeld, 13. Dezember 2006 

 
Stadtrat und Gemeinderat


